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Den Sommer für kommunal-
politischen Austausch nützen

Mit dem Gemeindetag in Kitzbühel ist das kommunal-
politische Großereignis des Jahres über die
Bühne gegangen: 2300 Gemeindevertreter waren
dabei, 350 alleine aus Niederösterreich. Die
Stimmung hätte besser nicht sein können, die
Themen nicht besser gewählt und diskutiert.
Tenor des Gemeindetages: Die Gemeinden sind
auf einem guten Weg, obwohl die Zeiten nicht
einfacher, die Sorgen nicht weniger und die
Herausforderungen für die Kommunen nicht
geringer werden. Mit vereinten Kräften, Diszi-
plin und Hausverstand stellen wir Gemeindevertreter uns
nicht nur unseren Aufgaben, sondern werden auch ent-
sprechende Lösungen auf die vielen Fragen und Problem
finden – im Sinne unserer Bürger in den Gemeinden.
Und auch wenn sich die Entwicklung der Ertragsanteile
positiv gestaltet, die Gemeindefinanzen auf dem Weg der
Besserung sind, muss ich dennoch vor voreiliger Euphorie
warnen. In den Gemeinden hat sich in den Krisenjahren
ein Rückstau bei den Investitionen gebildet, den es aufzu-
holen gilt. Und jedes Mal wenn sich die Gemeindefinanzen
halbwegs erholen, kommen die nächsten finanziellen
Herausforderungen für die Gemeinden daher. Egal ob es
um die Eisenbahnkreuzungen, die Akademisierung der
Kindergartenpädagoginnen oder die schulische Nachmit-
tagsbetreuung geht, in jedem Fall treffen die Kommunen
enorme Kosten, die es zu bewältigen gilt. Daher sagen wir
nicht generell nein zu derartigen Aufgaben, aber wenn
wir diese erfüllen sollen, brauchen wir auch die entspre-
chenden Mittel.
Gelegenheit über die kommunalpolitischen Herausfor-
derungen zu diskutieren, gibt es schon bald anlässlich der
Kommunalen Sommergespräche in Bad Aussee. Ich würde
mich freuen, wenn wir uns dort treffen. Der Anlass bietet
sich in der Sommerpause hervorragend für Gedanken-
und Erfahrungsaustausch, Netzwerke zu knüpfen, Freund-
schaften zu pflegen.
Derweil laufen bereits die Vorbereitungen für den nächsten
Gemeindetag, der 2012 ein Heimspiel wird. Ich freue mich
schon jetzt, dass Niederösterreich nächstes Jahr zur kom-
munalpolitischen Bühne wird.
Bis dahin bleibt uns noch genug Zeit Themen zu diskutie-
ren, Aufgaben anzugehen und neue Pläne zu machen –
nützen wir den Sommer zur Erholung und Entspannung,
damit wir im Herbst wieder erfrischt und motiviert durch-
starten können.

LAbg. Bgm. Mag. Alfred Riedl
Präsident

Aus erster Hand
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Gemeindetag: Gemeinden sind zu
vernünftigen Reformen bereit



Das weltweit als Schiort be-
kannte Kitzbühel war Schau-
platz des 58. Gemeindetags.

Bei der traditionellen Festveranstal-
tung appellierte Gemeindebund-Prä-
sident Helmut Mödlhammer an die
anwesenden Bundespolitiker – darun-
ter Bundespräsident Heinz Fischer
und Bundeskanzler Werner Faymann
– endlich die anstehenden Probleme
anzugehen. „Mander s'ischt Zeit“, rief
der Gemeindebund-Chef in Andreas-
Hofer-Manier ins Publikum.
MehrfachwurdebeidendiversenVeran-
staltungen des Gemeindetages betont,
dass dieEinigungüberdenPflegefonds
einwichtiger ersterSchritt sei,demaber
noch weitere folgen müssen. Denn für
die Zeit nach 2014 gibt es noch keine
Lösung.
Auch bei der Fachveranstaltung mit

Mödlhammer, Sozialminister Rudolf
Hundstorfer und dem Präsidenten des
Tiroler Gemeindeverbandes, Ernst
Schöpf, wurde heftig über das Thema
Pflege diskutiert. So forderte etwa der
neue zweite Vizepräsident des GVV,
Johannes Pressl, dass die Diskussion
über die Wehrpflicht in die Pflege-
debatte miteinbezogen werden sollte.
Wenn ein verpflichtender Sozialdienst
eingeführt wird,müsse dieser auch für
Frauen verpflichtend sein.

Gemeinden in der
demographischen Falle
EinwichtigesThemadesGemeindetages
war auchdie demographischeEntwick-
lung. „Wirwissen,dass sichdieZahl der
85-Jährigen bis 2030 verdoppeln wird.
Davorkannmannicht längerdieAugen
verschließen“, stellte Ernst Schöpf bei

Kitzbühel bot alles auf, was es an
Prominenz zu bieten hat. Im Bild:
Hansi Hinterseer mit Bürgermeister
Klaus Winkler.

Gemeinden sind zu ver-
nünftigen Reformen bereit
Der Österreichische Gemeindetag fand heuer in Kitzbühel statt

Bei einem Gemeindetag in Tirol
durften natürlich Schützen und
Kaiserjäger nicht fehlen.

p o l i t i k
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der Pressekonferenz vor der Eröffnung
klar.
Mödlhammer wehrte sich vehement
gegendenVorwurf,dassdieGemeinden
Reformverweigerer seien. „Wir sind zu
allen vernünftigen Reformen bereit“,
stellte er klar, „aber wir werden nicht
zulassen, dass bewährte Strukturen
zerschlagen werden.“ So würden etwa
alle relevanten Studien zeigen, dass
kleine Gemeinden deutlich effizienter
arbeiten als große. „Wir haben alles
dafür zu tun, das bunte Mosaik der
ländlichen Gemeinden zu erhalten“, so
Mödlhammer, der in diesem Zusam-
menhang erneut einen Masterplan für
die Infrastrukturdes ländlichenRaumes
forderte.

Gemeinden sind die
Sparmeister der Nation
Der Gemeindebund-Chef stellte klar,
dassdieGemeindendieSparmeister der
Nation sind. Schließlich seien die
Kommunen die einzige Gebietskörper-
schaft, die sich verpflichtet hat, keine
neuenSchulden zumachen. Bedingung
sei aber, dass ihnen nicht ständig neue
Lasten aufgebürdet werden.
Wichtig sei es, klare Kompetenzen zu
schaffen. So wäre etwa die Kinderbe-
treuung am besten in der Kompetenz
der Gemeinden aufgehoben, „weil wir
das besser können als der Bundunddie
Länder“. Den Forderungen nach einer
Akademisierung der Kindergartenpäd-
agogInnen erteilte Mödlhammer eine
klare Absage. „Das bringt nichts und
kostet viel Geld.“ Wichtiger seien klei-
nere Gruppe und flexiblere Betreu-
ungszeiten.
ImVorfelddesGemeindetags beschloss
der Bundesvorstand des Gemeinde-
bundes auch eine Resolution mit den
Kernforderungen der österreichischen
Gemeinden. „ZentraleBotschaft ist,dass
wir die Gleichwertigkeit der Lebensbe-
dingungen in allenGemeindenerhalten
bzw. schaffen müssen,“ sagte Gemein-
debund-PräsidentHelmutMödlhammer.
„Wir dürfen nicht zulassen, dass die
Abwanderung aus den ländlichen
Räumen ungebremst fortschreitet. Es
muss einKernanliegen aller politischen
Ebenen sein, die Lebensbedingungen
einigermaßengleichwertig zu erhalten,
egalob jemand inderStadtoderamLand
wohnt.“

Karl Stangl, Herbert Nowohradsky, Otto Huslich und Manfred Marihart bei der
Sitzung des Bundesvorstandes des Österreichischen Gemeindebundes

Gemeindebund-Präsident Helmut Mödlhammer, Bundespräsident Heinz Fischer,
Tirols Landeshauptmann Günther Platter, der Kitzbüheler Bürgermeister Klaus
Winkler und GVV-Präsident Alfred Riedl vor der Festveranstaltung

Gemeindebund-Präsident Helmut Mödlhammer, der scheidende Generalsekretär
Robert Hink und GVV-Präsident Alfred Riedl mit den KOMMUNAL-Mitarbeiterin-
nen Natalia Wein und Julya Pollak

p o l i t i k
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Ländliche Räume nicht
benachteiligen
Die Kernforderungen der österreichischen Gemeinden

Gerechter Finanzausgleich
Die ländlichenRäumedürfen imFinanz-
ausgleich nicht mehr benachteiligt
werden.Derzeit ist bei derZuteilungder
Mittel durchdenFinanzausgleichnicht
jeder Bürger gleich viel wert. Die Rege-
lung des abgestuften Bevölkerungs-
schlüssels stammt aus der Nachkriegs-
zeit, damitdieweitaus stärker zerstörten
Städte ihre Aufbauarbeit finanzieren
konnten. Heute haben die ländlichen
Gemeinden einen teils erheblich
höheren Aufwand in der Finanzierung
der Infrastruktur. Die Abgeltung der
überregionalenAufgaben,die Städte zu
leisten haben, soll individuell geregelt
werden.

Aufgabenreform anpacken
Seit Jahren mahnt der Österreichische
Gemeindebund eine Aufgabenreform
ein. Ständig wird über eine Verwal-
tungsreformdiskutiert,ohnedarüber zu
reden, welche Ebene für welche
Aufgaben überhaupt zuständig sein
soll. In der Kinderbetreuung reden
derzeit vier verschiedene Ministerien
und neun Bundesländer mit, in der
Pflege ist es ähnlich. Sinnvoll ist: Klare
Zuständigkeiten mit klarer Finanzie-
rung. Die Gemeinden können die
Kinderbetreuung zur Gänze alleine
übernehmen, wenn sie jene Finanz-
mittel erhalten,diederzeit insgesamt für
diesen Bereich ausgegeben werden.

Bürokratie abbauen
Nicht nur jeder Bürger, sondern auch
jeder Bürgermeister wird Jahr für Jahr
mit einer Flut an neuen Gesetzen und
Vorschriftenüberschüttet.Die einfachs-
tenDinge bedürfenwochenlangerVor-
bereitungen und Genehmigungen. Die
Gemeinden sind hier nur vollziehende
Organe, keine einzige bürokratische
Hürde wurde von ihnen selbst
geschaffen. Allein zur Beachtung und
Vollziehung aller Bauvorschriften
bedürfte es eines Experten in jeder
Gemeinde. Die Gemeinden und die
Bevölkerung fühlensichoft gelähmtvon
überbordender Bürokratie und deren
Hindernissen.

Pflegefinanzierung dauerhaft
sichern
DieFinanzierungderPflegebis ins Jahr
2014 war ein erster wichtiger Schritt.
Nun sollten sofort Überlegungen und
Verhandlungendarüber aufgenommen
werden, wie man angesichts der
bekanntendemographischenEntwick-
lungdiePflegedauerhaftundnachhaltig
sichern kann.

Belastungsstopp ernst
nehmen
Im Zuge der Vereinbarung zum Stabi-
litätspakt haben sich die Länder dazu

verpflichtet, die Gemeinden künftig
mit einseitigen Belastungen zu
verschonen. Diese Vereinbarung ist
überaus ernst zu nehmen, die
Gemeinden haben sich daher auch als
einzige Gebietskörperschaft zu öster-
reichweiten Nulldefiziten verpflichtet.
„Keine neuen Schulden, nicht mehr
ausgeben, als man einnimmt“ lautet
das Credo der Kommunen. Die
Gemeinden verlangen diese Art des
BelastungsstoppsdaherauchvomBund.
Es kannkeineneuen (Sozial)leistungen
geben, solange nicht klar ist, wer sie
finanzieren wird.

Autonomie der Gemeinden
stärken
Die Entscheidungen sind wieder
verstärkt auf jeneEbene zubringen,auf
der sie von den Menschen auch
verstanden werden. Die Gemeinden
sind die mit Abstand bürgernächsten
Einheiten, sie genießen das höchste
Vertrauen bei den Menschen. Überre-
gulierung und ausufernde Gesetzes-
und Bürokratieflut führen dazu, dass
sich die Menschen von der Politik
entfremden. Gemeindepolitik ist die
direkteste FormvonBürgerbeteiligung.
Entscheidungen sindvorOrt zu treffen,
ambesten direkt in denGemeinden im
Rahmen der Gemeindeautonomie.

Informationen

DieResolutiondesÖsterreichischen
Gemeindebundes kann unter
www.gemeindebund.at
8.6.2011 –„Mödlhammer: Lebens-
qualität in ländlichen Räumen
erhalten“ heruntergeladen werden

Fast 2500 Besucher kamen zum heurigen Gemeindetag nach Kitzbühel

p o l i t i k
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Der Budgetvoranschlag 2012 ist
sozial, gerecht und ausgewo-
gen. Außerdem gehen wir

damit den Weg der Konsolidierung
des Landeshaushalts ohne Belastun-
gen für die NÖ Landesbürgerinnen
und -bürger“, erklärt VP-Klubobmann
LAbg. Mag. Klaus Schneeberger an-
lässlich der Budgetdebatte im nieder-
österreichischen Landtag. „Während
in anderen Ländern tausende Bürge-
rinnen und Bürger auf der Straße
gegen das Landesbudget protestier-
ten, ist es daher kein Zufall, dass es
bei uns keine Demos vor dem Landtag
und keine Pfiffe gegen das Budget
gibt“, stellte der VP-Klubobmann
anlässlich der Budgetdebatte am 15.
und 16. Juni im NÖ Landtag fest. Nach
fast 23stündiger Debatte wurde der
Landeshaushalt für das Jahr 2012 mit
den Stimmen der ÖVP beschlossen.
„MeinbesondererDankgilt demzustän-
digen Finanzreferenten Landeshaupt-
mann-Stellvertreter Mag. Wolfgang
Sobotka und seinen Mitarbeiterinnen
undMitarbeitern. Sie habeneinBudget

erstellt, das die Zukunftsinteressen
unserer Kinder genauso in den Augen
hat, wie die aktuellen Herausforde-
rungen der Menschen“, so VP-Klubob-
mann Schneeberger. „Fast 50 Prozent
– immerhin 3,76 Milliarden Euro – des
Landesbudgets 2012 sind für Soziales
und Gesundheit reserviert. Damit wird
unser Weg zur Sozialen Modellregion
fortgeschritten. Auch die Zukunfts-
themen Bildung, Wissenschaft und
Forschung sowie Ökologie finden sich
in den Schwerpunkten des Haushalts
2012 wieder. Damit werden wir den
StandortNiederösterreichweiter stärken
und unseren Wirtschaftsmotor auf
Hochtouren halten“, informierte der
VP-Klubobmann.
„Das wird uns durch die vorausschau-
ende und solide blau-gelbe Budgetpo-
litik ermöglicht. Eine Budgetpolitik,
welchedieFortsetzungdeserfolgreichen
Weges garantiert und die uns ermög-
licht, dass wir keine Sparpakete wie
andereBundesländer schnürenmüssen.
Damit bleiben unseren Bürgerinnen
und Bürger zusätzliche finanzielle Be-

lastungen erspart – das unterscheidet
unsere Budgetpolitik von der Finanz-
politik anderer Länder“, so Schnee-
berger. Die Oppositionsparteien, die
dasBudgetkritisieren,erinnerteSchnee-
bergerdaran,dassdasVermögenNieder-
österreichsweit über denSchuldendes
Landes liegt: „So hat jede Niederöster-
reicherin und jeder Niederösterreicher
rund 2300 Euro Guthaben.“
„Wir von der Volkspartei Niederöster-
reich enttäuschendieWählerinnenund
Wähler nicht und Glaubwürdigkeit ist
diePrämisseunseresHandelns. Soauch
in der Budgetpolitik. Die Niederöster-
reicherinnen und Niederösterreicher
könnensichdaherdaraufverlassen,dass
wir den erfolgreichenblau-gelbenWeg
fortsetzen. Das Budget 2012 ist ein
Garant dafür“, hält VP-Klubobmann
Schneeberger fest.

Landesbudget 2012: Keine
Belastungen für Bürger
Rund 50 Prozent des 7,7 Milliarden Euro-Budgets für Soziales und Gesundheit

Klubobmann Klaus Schneeberger zur Kritik am Landesbudget:
„Jeder Niederösterreicher hat ein Guthaben von 2300 Euro!“

Wechsel im Klubbüro

Ander Spitze
des Klub-
büros kam es
per 1. Juli zu
einem Wech-
sel: Leopold
Steinmayer
wurde zum
neuen Direk-
tor des ÖVP
L a n d t a g s -
klubsbestellt.
Er folgt Dr.
Walter Leiss nach,der seit 1. Juli der
neue Generalsekretär des Österrei-
chischenGemeindebunds ist.Neben
Mag. Philipp Gruber wird künftig
Mag.GeraldPoyssl,der zuletzt ander
BH Korneuburg tätig war, als Klub-
sekretär tätig sein.

Leopold Stein-
mayer ist neuer
Direktor des ÖVP
Landtagklubs

k o m m u n a l i n f o d e s Ö V P L a n d t a g s k l u b s
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Nach dem Rezessionsjahr 2009,
in dem die österreichische
Wirtschaft um real 3,4 Prozent

schrumpfte (EU-Durchschnitt -3,9 Pro-
zent) , hat sich die Wirtschaft im Jahr
2010 mit einem realen Wirtschafts-
wachstum von 2 Prozent wieder stabi-
lisiert. Die mittelfristigen Prognosen
von WIFO und IHS sehen auch für
2011 bis 2014 ein durchschnittliches
jährliches reales Wachstum von 2 Pro-
zent und darüber. Trotz dieses gegen-
über 2009 besseren Abgabenergebnis-
ses gab es auch bei den kassenmäßi-
gen Ertragsanteilen der Gemeinden
im Jahr 2010 einen leichten Rückgang
gegenüber 2009 von 37 Mio. Euro,
was etwa 0,49 Prozent entspricht. Dies
ist auf die erstmals äußerst negativ
ausgefallene Zwischenabrechnung
(Jahresabrechnung 2009) zurückzu-

führen, die mit den Ertragsanteilvor-
schüssen im März 2010 gegenver-
rechnet wurde und rund -114 Mio.
Euro für Österreichs Gemeinden
betrug. 2011 werden die Ertragsan-
teile gegenüber dem Krisenjahr 2010
deutlich ansteigen und könnten wie-
der das Niveau des Vorkrisenjahres
2008 erreichen, was auch zusätzlich
durch das deutlich bessere Zwischen-
abrechnungsergebnis des Jahres 2010
(ein Plus von rund 46,5 Mio. Euro
konnte mit den EA-Vorschüssen des
Monats März verrechnet werden)
unterstützt wird.
So gesehen ist die Einnahmenseite
wiedereinigermaßenkonsolidiert,wenn
auchauf sehrniedrigem2008erNiveau.
In den aktuellen Prognosezahlen des
Jahres 2011 sind die Zusatzeinnahmen
aus dem Budgetbegleitgesetz (149,1

Mio. Euro im Jahr 2011, 201 Mio. 2012,
210 Mio. 2013 und 230 Mio. 2014)
bereits einbezogen.

Die aktuellen Ertragsanteil-
vorschüsse 2011
Das für 2011 gegenüber 2010 progno-
stizierte deutliche Wachstum der
Gemeinde-EA spiegelt sich auch in den
EA-VorschüssenderMonate Jänner bis
März 2011 wieder. DieserAnstieg setzt
sich aus dem Konjunkturaufschwung
und den Änderungen des Finanzaus-
gleichsgesetzes (insbesonderederAnhe-
bung des einheitlichen Schlüssels für
gemeinschaftlicheBundesabgabenvon
11,711 auf 11,885 mit 1.1.2011) zu-
sammen.
Zu diesen Zahlen ist anzumerken, dass
das enorme Wachstum der EA-
Vorschüsse gegenüber dem Vorjahr

f i n a n z e n
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Ertragsanteile steigen an
Die finanzielle Lage der Gemeinden

Die Wirtschaft
hat sich wieder
stabilisiert



etwas über dem Jahrestrend 2011 liegt,
das Jahresergebnis alsonichtdirekt vom
nunmehrvorhandenenerstenHalbjahr
2011 abgeleitet werden kann.

Gemeindeeigene Abgaben –
Kommunalsteuer und
Grundsteuer
Erhöhten sich die Lohn- und Gehalts-
summen (LGS) im Jahr 2008 noch um
etwa5,4ProzentgegenüberdemVorjahr,
warenes 2009nurnoch2,7Prozentund
2010nurnoch etwa2,2Prozent.Aktuell
steigen die Einnahmen aus der Lohn-
steuer wieder deutlich an (im Mai 2011
waren es gegenüber demVorjahr annä-
hernd 10 Prozent), wodurch auch im
Bereich der Kommunalsteuer 2011
wieder mit deutlichen Einnahmen-
zuwächsen zu rechnen ist.

Das Jahr 2009 brachte einen leichten
Rückgang beim Abgabenerfolg der
Kommunalsteuer gegenüber 2008.Auf-
grund der genannten Entwicklung der
LGS ist im Jahr 2010 konjunkturbe-
dingt mit einem leichten Rückgang
beim Kommunalsteuerergebnis 2010
zu rechnen. Durch die nunmehr posi-
tive Entwicklung des Arbeitsmarktes
und somit der Lohn- und Gehalts-
summenwird jedochab2011wiedermit
einem moderat steigenden Abgabener-
folg bei der aufkommensstärksten
gemeindeeigenen Abgabe gerechnet.
2009 betrug das bundesweite Auf-
kommenvonGrundsteuerAundB (die
jährlichen Zuwächse resultieren
konjunkturunabhängig aus Neu-, Um-
und Zubauten) knapp 595 Mio. Euro.
Durch die Probleme rund um die seit
Jahren überfällige Hauptfeststellung
der Einheitswerte sowie die zögerliche
BearbeitungderAktendurchdieFinanz-
verwaltung entwickelt sich das Grund-
steueraufkommen weit unter seinen
Möglichkeiten.Zwischen2000und2009
ist das Aufkommen um jährlich durch-
schnittlich 2,4 Prozent angestiegen, im
Vergleich dazu steigt der Baukosten-
indexumjährlich4-5Prozent.Aufgrund
derNicht-AufhebungderEinheitswerte
in einem mit Spannung beobachteten
Gesetzesprüfungsverfahren des VfGH
im Herbst 2010 dürfte eine Hauptfest-
stellung bzw. grundsätzliche Reform
derGrundsteuer inweite Ferne gerückt
sein.

Kassenmäßige Ertragsanteile

(in Mio. Euro) Erfolg Prognose

2009 2010 % 2011 %
Burgenland 193,5 191,9 -0,85 213 11,00
Kärnten 476,9 475,2 -0,34 516 8,59
Niederösterreich 1.236,2 1.218,3 -1,45 1.348 10,65
Oberösterreich 1.182,2 1.169,6 -1,06 1.289 10,21
Salzburg 517,7 515,8 -0,35 568 10,12
Steiermark 952,8 944,0 -0,92 1.044 10,59
Tirol 645,6 642,7 -0,44 707 10,00
Vorarlberg 345,3 341,1 -1,20 381 11,70
Wien 1.915,1 1.929,8 0,76 2.103 8,98
Gesamt 7.465,2 7.428,5 -0,49 8.169 8,17

f i n a n z e n
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Entwicklung ausgewählter gemeinschaftlicher Bundesabgaben
Abgabenart Erfolg Erfolg Erfolg Erfolg

(in Mio. Euro) 2007 2008 2009 2010

Einkommensteuer 2.629 2.742 2.605 2.668
Lohnsteuer 19.664 21.308 19.897 20.378
KESt I 1.294 1.573 1.144 1.251
KESt II 1.879 2.176 1.871 1.306
Körperschaftsteuer 5.742 5.999 3.834 4.633
Umsatzsteuer 20.832 21.853 21.628 22.467
Mineralölsteuer 3.689 3.894 3.800 3.854
Werbeabgabe 109 114 105 110
Grunderwerbsteuer 644 652 623 727

Die aktuellen Ertragsanteilvorschüsse 2011

in Mio. Euro Vorschüsse Juni Veränd. Vorschüsse Veränd.Jän. bis Juni2010 2011 in % 2010 2011 in %

Burgenland 11,7 12,9 10,6% 90,8 100,0 10,2%
Kärnten 27,8 31,0 11,4% 223,9 240,9 7,6%
Niederösterreich 72,3 81,4 12,5% 575,6 633,1 10,0%
Oberösterreich 68,8 78,4 14,0% 553,8 604,3 9,1%
Salzburg 30,6 34,7 13,5% 243,9 266,5 9,3%
Steiermark 56,7 63,7 12,4% 447,2 490,1 9,6%
Tirol 38,8 43,8 12,9% 305,2 332,3 8,9%
Vorarlberg 21,2 23,3 10,3% 161,4 177,7 10,1%
Wien 114,9 125,3 9,0% 911,4 980,0 7,5%
Gesamt 442,8 494,6 11,7% 3.513,1 3.825,0 8,9%

Zentrale gemeindeeigene Abgaben

(in Mio. Euro) Grundsteuer A Grundsteuer B Kommunalsteuer

2008 2009 2008 2009 2008 2009

Burgenland 2,08 2,10 14,90 15,74 46,65 47,72
Kärnten 1,75 1,69 40,78 42,31 129,48 127,86
Niederösterreich 10,43 10,45 98,71 101,14 368,73 366,06
Oberösterreich 5,64 5,70 95,02 98,45 417,98 415,83
Salzburg 1,13 1,15 43,04 44,57 163,23 163,55
Steiermark 4,00 3,99 76,52 79,48 297,11 290,37
Tirol 0,98 0,98 55,60 57,31 192,14 191,06
Vorarlberg 0,33 0,33 24,74 25,30 108,66 108,64
Wien 4,12 4,15 98,89 99,53 633,12 628,90
Gesamt 30,46 30,53 548,21 563,84 2.357,09 2.339,98



Ein ausführlich zugespielter
E-Mail-Verkehr zwischen der
SP-NÖ, der Agentur Alexander-

platz und einer Plakat-Agentur be-
weist schwarz auf weiß: SP-Parteichef
Leitner lügt und leugnet“, betont
Landesgeschäftsführer LAbg. Mag.
Gerhard Karner im Zusammenhang
mit einer Plakaten- und Inseraten-
Kampagne in Form von Schultafeln
und stellt klar: „Diesen Stil der SPNÖ-
Parteispitze lehnen auch immer mehr
SP-Funktionäre zutiefst ab. Denn das
ist landesfeindlich, das ist Gift für das
Land!“ Bezeichnend sei in diesem
Zusammenhang auch, dass die SP-NÖ
eine Linzer Agentur brauche, um
Lügengeschichten zu machen. „Eine
NÖ Agentur würde sich für so etwas
gar nicht hergeben. Das allein spricht
Bände“, so Karner.

SPNÖ-Parteispitze
streitet alles ab
„Bis zum heutigen Tage haben sowohl
der Herr Leitner als auch seine Hand-
langer abgestritten, für die aktuelle
Lügen-Kampagne einer angeblichen
‚NÖInitiative fürmehrTransparenzund
Demokratie‘ verantwortlich zu sein.
Mit demE-Mail-Verkehrwird aber klar
bewiesen, dass hier neuerlich gelogen
wurde“, verweist Karner auf Auftrags-
bestätigungen,Ansichts-PDFs und ent-
larvende E-Mails zwischen allen betei-
ligten Organisationen.

SP-Leitner belügt
eigene Parteifreunde
„Mit seinem Stil hat der Herr Leitner
abernichtnurMedienund Journalisten
belogen, sondern auch die eigenen
Abgeordneten und Funktionäre, sowie
alle Niederösterreicherinnen und Nie-
derösterreicher.Wassollmanvoneinem

Landeshauptmann-Stellvertreterhalten,
der eiskalt beim Lügen erwischt wird
und sogar seine eigenen Parteifreunde
hinters Licht führt? Wie geht der erst
mit denNiederösterreichischenLands-
leuten um?“, so der Landesgeschäfts-
führer.

Streitereien und katastrophale
Umfragewerte
Auf die Frage,warum die SPNÖ-Partei-
spitze immer wieder zu Lügen und
Diffamierungen greift, hat Landesge-
schäftsführer Karner mögliche
Antworten parat: „Zum einen gibt es
wilde innerparteilicheStreitereien,wie
die zahlreichen Parteiausschlüsse und
Krisensitzungen imSPÖ-Klubbeweisen.
Zum anderen gibt es offensichtliche

Panikattackenaufgrundkatastrophaler
Umfragewerte. So liegt die SPÖ in
Wiener Neustadt laut einer SPÖ-
Umfrage nur noch bei 35 Prozent.
Tatsache ist, dass sich immer mehr
Menschen von der Partei mit Grausen

abwenden und dass sich auch immer
mehrSPÖ-Funktionäre fürdenerbärm-
lichen Stil des Herrn Leitner entschul-
digen, wie ein Mail des Nappersdorfer
SPÖ-Bürgermeisters an den Landes-
hauptmann beweist.“

„Diesen Stil der SPNÖ-
Parteispitze lehnen
auch immer mehr SP-

Funktionäre zutiefst ab.“
Gerhard Karner

E-Mail-Verkehr beweist:
Leitner lügt und leugnet
Karner: SPNÖ-Parteispitze arbeitet mit Lügen und Diffamierungen

VP-Landesgeschäftsführer Gerhard Karner: „Was soll man von einem Landes-
hauptmann-Stellvertreter halten, der eiskalt beim Lügen erwischt wird und
sogar seine eigenen Parteifreunde hinters Licht führt?“

k o m m u n a l i n f o d e r V P N i e d e r ö s t e r r e i c h
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Öffentliche Grünräume sind
wertvolle Naherholungsräume
und tragen wesentlich zur

Lebensqualität der BürgerInnen bei.
Werden die ökologischen Bedingun-
gen eines Standortes beachtet und die
passenden Pflanzen gesetzt, ist auch
im öffentlichen Grün eine ökologische
Pflege nach den Kriterien der Aktion
„Natur im Garten“ möglich: ohne
leicht lösliche Mineraldünger, ohne
Pestizide und ohne Torf. „Grünflächen
in den Gemeinden tragen zum Wohl-
befinden bei und gestalten einen Ort.
Ökologische Pflege sorgt dafür, dass
die Grünraumgestaltung auch im
Sinne der Umwelt machbar ist – wie,
das zeigt Ihnen die ,Natur im Garten
Akademie”, so Landeshauptmann-
Stellvertreter Wolfgang Sobotka,
Initiator von „Natur im Garten”.

Ökologie liegt im Trend
Generell liegt die umweltfreundliche
Bewirtschaftung im Trend – die letzte
Umfrage von „Natur im Garten“ hat

ergeben, dass sich 85 Prozent der
Einwohner eine ökologische Pflege des
öffentlichen Grünraums wünschen.
Diese ökologische Grundeinstellung
spiegelt sich auch in der großen Zahl
naturnahgestalteterPrivatgärtenwider.
Mit dem Grünraum-Lehrgang haben
Sie die Möglichkeit, diesen Trend auch
in Ihrer Gemeinde umzusetzen.

Zertifizierter Ausbildungs-
lehrgang zum/zur Grünraum-
pflegerIn
Nachhaltige,ökologischeGrünraumge-
staltung und -pflege können alle inter-
essierten GrünraumpflegerInnen der
niederösterreichischenGemeindenüber
die „Natur im Garten Akademie“
erlernen.
Der Ausbildungslehrgang greift alle
denGrünraumbetreffenden relevanten
Themen auf. Als stark praxisbetonter
Lehrgang vermittelt er die Grundlagen
naturnahen gärtnerischen Arbeitens
undpraktischesWissen für die tägliche
Anwendung in der Grünraumpflege

und -gestaltung. Der nächste Lehrgang
startet imSeptember 2011.Melden Sie
sich am NÖ Gartentelefon an!

Vielseitig & Wissenswert
MitdenvielfältigenAktionenundAnge-
boten zeigt „Natur im Garten“, dass
ökologische Grünraumgestaltung und
–pflegemöglich istundfunktioniert.Der
Grünraum-Newsletterbietet regelmäßig
aktuelle Fachinformationen rund um
dieses Thema. Dieser kann über
www.naturimgarten.at/Gruenraum_
Newsletter abonniertwerden.Mit dem
NÖ Grünraumtag wurde eine regel-
mäßig stattfindendeFachveranstaltung
fürdieBereicheManagementundPflege
vonGrünräumengeschaffen,die Infor-
mationen zu aktuellen Themen der
Grünraumbewirtschaftung aufgreift.

Mehr zur ökologischen Grünraum-
pflege und Anmeldungen zum Grün-
raum-LehrgangamNÖGartentelefon
und unter
www.naturimgarten.at/Gruenraum.

Ökologisch Gärtnern
im öffentlichen Grünraum
... mit der „Natur im Garten Akademie“

„Spiel, Spaß & Kräuter-
zauber“ auf der GARTEN
TULLN

15. August, 9.00 bis 18.00 Uhr
„Natur im Garten“ veranstaltet im
RahmendesGartensommersNieder-
österreicheinbuntesNaturgartenfest
rund um das Thema Kräuter auf der
GARTEN TULLN.

Informationen

NÖ Gartentelefon 02742/74 333
www.naturimgarten.at
www.diegartentulln.at
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Mit der „Natur im Garten Akademie“ kann man alles über nachhaltige,
ökologische Grünraumgestaltung und -pflege lernenE
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Marktüberwachung
für Bauprodukte
Neuerliche Änderung der NÖ Bauordnung 1996

von Dr. Walter Leiss

In der letzten Sitzung des NÖ
Landtages vor der Sommerpause
am 7. Juli 2011 wurde eine neuer-

liche Änderung der NÖ Bauordnung
beschlossen. Wesentlicher Inhalt ist
die Umsetzung einer EU-Verordnung
über die Vorschriften für die Akkredi-
tierung und Marktüberwachung im
Zusammenhang mit der Vermarktung
von Produkten. Die Verordnung sieht
die Einführung einer systematischen
aktiven und reaktiven Marktüber-
wachung für alle unter die CE-Kenn-
zeichnungspflicht fallenden Produkte
im Interesse der Wahrung der Pro-
duktsicherheit im europäischen Wirt-
schaftsraum vor. Auch Bauprodukte
fallen grundsätzlich unter die CE-
Kennzeichnungspflicht. Die CE-Kenn-
zeichnung stellt die Produktsicherheit
von Bauprodukten sicher.
Eine zwischen den Ländern abge-
schlosseneVereinbarunggemäßArtikel
15a B-VG über die Marktüberwachung
von Bauprodukten, die mit dieser
NovellederBauordnung insLandesrecht
umgesetzt wird, soll eine österreich-
weit einheitliche gesetzliche Rahmen-
bedingung für die Marktüberwachung
von Bauprodukten gewährleisten.
Festgelegtwird,dassdasösterreichische
Institut fürBautechnik (OIB) als gemein-
same Einrichtung der Länder mit den
Aufgaben einer Marktüberwachungs-
behörde betraut wird. Als Berufungs-
behörde ist für Bescheide des OIB der
Unabhängige Verwaltungssenat – mit
Ausnahme imVollstreckungsverfahren
– vorgesehen. Für die Gemeinden
ergeben sichdaher diesbezüglich keine
neuen Aufgaben.
Neben den eher technischen Bestim-
mungen betreffend die Marktüber-
wachungwurdenallerdings aucheinige

Änderungen vorgenommen, die die
Gemeinden unmittelbar wahrzu-
nehmen haben.

Carports
Bereits mit der letzten Novelle wurde
vorgesehen, dass die Errichtung eines
Carports bloßanzeigepflichtig ist,wenn
die nachweisliche Zustimmung der
Nachbarnvorliegt.Nunmehrwurdedie
Bestimmung dahingehend präzisiert,
dass sie einerseits generell auf alle bauli-
chen Anlagen, die höchstens an einer
Seite abgeschlossenundüberdacht sind
(z. B. Flugdächer oder Lauben) erwei-
tert und klargestellt, dass die Zustim-
mung lediglich jenerNachbarn,die von
dieserbaulichenAnlage in ihren subjek-
tiven öffentlichen Nachbarrechten
berührtwerden,vorgelegtwerdenkann.
Dies bedeutet, dass nur die Zustim-
mung des jeweils angrenzenden Nach-
barn vorgelegt werden muss, um eine
Anzeigenpflicht zu bewirken. Anson-
sten ist das Vorhaben bewilligungs-
pflichtig.
Klargestelltwurde auch,dassdieErrich-
tung einesCarports unabhängigdavon,
ob eine Anzeigenpflicht oder Bewilli-

gungspflicht vorliegt, jedenfalls eine
Grundabtretung auslösen kann. Aus
diesemGrund ist auchdieZustimmung
des Grundeigentümers zur Errichtung
dieser baulichen Anlage vorzulegen.

Gerätehütten
Ebenfallsmit der letztenNovellewurde
klargestellt, dass die Aufstellung einer
Gerätehütte und eines Gewächshauses
mit je einer Grundrissfläche von bis zu
zehnQuadratmeternundeinerGebäude-
höhe bis zu drei Metern anzeigen- und
bewilligungsfrei ist.
Eingeschränkt wird dies dadurch, dass
dieRegelungnicht imBauland-Sonder-
gebiet, inSchutzzonenund imvorderen
Bauwich gilt. Bei Ein- und Zweifami-
lienhäusern, Kleinwohnhäusern und
Reihenhäusern wurde auch festgelegt,
dass eine derartige Gerätehütte oder
Gewächshaus proWohnung auf einem
Grundstück im Bauland errichtet
werden darf. Dies bedeutet beispiels-
weise, dass bei einer Reihenhaussied-
lung, die nicht parifiziert, sondern als
ein Grundstück angelegt wurde, in
jedem Garten eines Reihenhauses eine
Gerätehütte errichtet werden darf.

Die Errichtung eines Carports ist bloß anzeigepflichtig, wenn die nachweisliche
Zustimmung der Nachbarn vorliegt.

r e c h t & v e r w a l t u n g
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Befungnis Bauführer
Einerseitswirdklargestellt,dass auchdie
AufstellungvonWindrädern,die keiner
elektrizitätsrechtlichen Genehmi-
gungspflicht unterliegen, durch einen
Bauführer überwachtwerdenmuss,um
die einwandfreie Errichtung zugewähr-
leisten. Desweiteren wird klargestellt,
dass nur derjenige als Bauführer tätig
sein darf, der dazu gewerberechtlich
oder als Ziviltechniker befugt ist. Dies
kann sich aufdas gesamteBauvorhaben
oder auch nur auf Teile des Bauvorha-
bensbeziehen,wennderBauführer nur
eine teilweise Befugnis besitzt.

Beseitigungsauftrag
Die Änderung bedeutet, dass bei einer
Baueinstellungwegen fehlenderBaube-
willigung oder fehlender Anzeige eine
Beurteilung ergibt,dass auch einenach-
trägliche Baubewilligung nicht erteilt
werden kann oder eine nachträgliche
Anzeige zu untersagen wäre, sofort mit
einem baupolizeilichen Beseitigungs-
auftrag vorgegangen werden kann.

Baugebrechen
Generell wird nun festgelegt, dass der
Eigentümer eines Bauwerkes dafür
Vorsorge zu treffen hat, dass dieses in
einem der Bewilligung oder Anzeige
entsprechendenZustand erhaltenwird.
SämtlicheBaugebrechenundnichtmehr
eingeschränkt auf die Standsicherheit,
dieGestaltung,denBrandschutzunddie
Sicherheit von Personen und Sachen
betreffendkönnennunmehrzumAnlass
genommenwerden,eineBehebungdes
Baugebrechens zu verfügen.

Bauwerke nach
Eisenbahnrecht
Bauwerke,die ursprünglichnach eisen-
bahnrechtlichenVorschriften bewilligt
wurdenundvonderBauordnungausge-
nommenwaren,bedürfennachWegfall
des ursprünglichen Verwendungs-
zwecks einer entsprechendenRegelung.
Durch eine Bestimmung soll nunmehr
sichergestellt werden, dass nach eisen-
bahnrechtlichen Vorschriften geneh-
migte Bauwerke, deren ursprünglicher

Verwendungszweckweggefallen ist,wie
etwa Bahnhofsgebäude oder Nebenan-
lagen, als nach den baurechtlichen Be-
stimmungen als genehmigt gelten. Das
heißt, dass der Bestand als genehmigt
gilt und keiner baurechtlichen Bewilli-
gung bedarf. Nur wenn entsprechende
Änderungendurchgeführtwerden,sind
sie nach den geltenden Bestimmungen
der Bauordnung zu überprüfen.
DieÄnderungenwurdenvomNÖLand-
tag am 7. Juli 2011 beschlossen und
werden mit September 2011 in Kraft
treten.

wHR Dr. Walter Leiss
ist Generalsekretär des
Österreichischen Gemeindebundes

Die Initiative „Gesundes Nie-
derösterreich: Tut gut!“ bietet
Informationen und Unter-

stützung für Gemeinden, Schulen
und Organisationen an, um die nie-
derösterreichische Bevölkerung zu
mehr Alltagsbewegung zu animieren.
Denn Herr und Frau Österreicher
bewegen sich nicht ausreichend – im
Durchschnitt gehen wir täglich nur an
die 3.000 Schritte (je nach Berufs-
gruppe).Umdie fürdeneigenenKörper
notwendige Bewegung abzudecken,
sind mindestens drei Mal so viele
Schritte notwendig! „GesundesNieder-
österreich:Tut gut!“ unterstützt Siemit
Hilfevon„Hinweisschilder“ inFormvon
Aufklebern und Plakaten. Aufkleber,
welchebeispielsweise aufdenGebrauch
der Treppe statt dem Fahrstuhl hin-
weisen. Mit Infoplakaten zu mehr

Alltagsbewegung und auffälligen
Bodenmarkierungen wie Footprints
oder Erdsteckern mit einem hohen
Aufforderungscharakterwerdenzusätz-
lich erhältlich sein.

Informationen
und Bestellung

www.gesundesnoe.at

Los geht’s – gehen Sie mit!
„Jeder Schritt zählt – und tut gut“

Landeshauptmann-Stellvertreter Wolfgang Sobotka: „Ziel ist es, für das Thema
zu begeistern und schließlich dabei zu unterstützen, eigene Ideen in der
Gemeinde, Schule oder Organisation zu generieren und nachhaltig umzusetzen.“

NÖGemeinde | Mai 2011 13

E
.E

.
r e c h t & v e r w a l t u n g

NÖGemeinde | Juli 2011 13



Generalsekretär mit
Niederösterreich-Bezug
Gemeindebund Generalsekretär Robert Hink seit 1. Juli in Pension

von Prof. Dr. Franz Oswald

Er war 23 Jahre Generalsekretär
des Österreichischen Gemeinde-
bundes, dies unter den beiden

Präsidenten Franz Romeder und Hel-
mut Mödlhammer, hat die Geschäfts-
stelle des Gemeindebundes technisch
und operativ wesentlich ausgebaut
und ist seit 1. Juli dieses Jahres im
Ruhestand: Dr. Robert Hink, vor-
tragender Hofrat und damit im höchs-
ten Beamtenrang. Er war nach Albert
Hammer und Otto Maier erst der
dritte Generalsekretär in der Zweiten
Republik, womit die – zweifellos not-
wendige und sinnvolle – personelle
Kontinuität deutlich zum Ausdruck
kommt.

Niederösterreich-Wurzeln
„Ich bin mit Leib und Seele Nieder-
österreicher“, verweistRobertHink auf
seine familiären und beruflichen
Wurzeln, ist doch seine Familie bis ins
14. Jahrhundert in Niederösterreich
nachweisbar. Am 23. Oktober 1948 in
Kaltenleutgeben geboren, Matura in
Mödling, Jusstudium inWien,heiratete
er 1972 seine Herta, mit der er zwei
Kinder hat. 1973 trat Hink in den NÖ
Landesdienst ein, war an mehreren
Bezirkshauptmannschaften tätig, stell-

vertretender Leiter der Naturschutz-
abteilung undVortragender an der NÖ
Kommunalakademie. Dazwischen ar-
beitete er bereits im NÖ Gemeindever-
treterverband bei Landesgeschäfts-
führer Dr. Häußl mit. Politisch war er
von 1987 bis 1992 Bezirksvorsteher-
Stellvertreter in Wien-Meidling.

Mentor Ferdinand Reiter
„MeinpolitischerMentorwarderdama-
lige NÖ Landtags- sowie GVV-Präsi-
dent Ferdinand Reiter, der mich 1981
in denVerband geholt hat“, blicktHink
dankbar an seine Anfänge in der
kommunalen Interessensvertretung
zurück. Seine juristische Schule erfuhr
der scheidende Generalsekretär in der
Gemeindeabteilung der Landesregie-
rung. Seine Bestellung zum Generalse-
kretär unter PräsidentRomeder erlebte
Hink in einempersonell und technisch
nochhöchst bescheidenemUmfeld. „Es
ist gelungen, aus einem Ein-Mann-
Betrieb eine schlagkräftige Interes-
sensvertretungaufnationalerund inter-

nationaler Ebene zu machen“, zieht
HinkeinepositiveBilanz seinerÄra. Für
die kleinen und mittleren Gemeinden
konntenviele finazielleVerbesserungen
erreicht werden, bei den EU-Beitritts-
verhandlungen vertrat Hink die Ge-
meindeinteressen, inBrüsselwurde ein
Büro des Gemeindebundes errichtet.

Erfolgsbilanz
„Grundsätzlichging es inmeinerArbeit
darum, die Entscheidungsgrundlagen
für die Präsidenten aufzubereiten“,
unterstreicht der Gemeindebund-
„General“ seine volle Loyalität zur
Gemeindebundspitze und nennt als
besondere Erfolge unter anderem den
Konsultationsmechanismus,denStabi-
litätspakt und das Entsorgungssystem
ARA.DiePressearbeitwurdewesentlich
ausgebaut und die Zeitschrift
KOMMUNAL alsOrgandesGemeinde-
bundes gegründet.DieKooperationmit
dem Manz-Verlag hat den Gemeinden
wissenschaftliche Publikationen be-
schert.

NÖ-Basis
„Ohne meine niederösterreichische
Basis wäre Vieles nicht möglich
gewesen“, streutRobertHinkdemLand
und vor allem dem GVV Rosen und
bedankt sich besonders bei Präsident
AlfredRiedl,VizepräsidentKarlMoser
und Landesgeschäftsführer Christian
Schneider.DieKooptierung indenGVV-
Vorstand zählt Hink zu seinen schöns-
ten Stunden. Und er hält sich ins-
besondere zugute, dass es im
Österreichischen Gemeindebund trotz
der großen regionalenUnterschiede zu
seinerZeit nur einstimmigeBeschlüsse
gab. Ein für Kenner der föderalisti-
schen Struktur Österreichs zweifellos
bemerkenswertes Faktum.

Robert Hink: „Es ist gelungen, aus
einem Ein-Mann-Betrieb eine schlag-
kräftige Interessensvertretung auf
nationaler und internationaler Ebene
zu machen.“

Hofrat Prof. Dr. Franz Oswald,
Chefredakteur der

NÖ Landesregierung i.R.,
jetzt freier Journalist

p e r s o n a l i a
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Mehr Sicherheit für
Kinder im Straßenverkehr
Verlosung von 30 „Achtung Kinder“-Schildern an NÖ Gemeinden

Im Jahr 2010 verunglückte alle acht
Stunden ein Kind im Straßenver-
kehr. Aus diesem Grund haben

das Land Niederösterreich, die HYPO
NOE Gruppe und der Österreichische
Kommunalverlag eine Initiative ge-
startet, um die Sicherheit der jüngsten
Verkehrsteilnehmer zu erhöhen.
Um Autofahrer zum Senken der Ge-
schwindigkeit zu bewegen, wurden 30
„Vorsicht Kinder“-Schilder an nieder-
österreichische Gemeinden verlost.
„Studien haben gezeigt, dass solche
Tafelnoftmehrbewirken,alsGeschwin-
digkeitsbeschränkungen“, sagte der
Geschäftsführer des Kommunalver-
lages, Michael Zimper.
„Man muss alles tun, um die Aufmerk-
samkeit der Lenker zu erhöhen“, stellte
Landeshauptmann-StellvertreterWolf-

gang Sobotka bei der Preisübergabe
klar. „Daherunterstütze ichdieseAktion
aus vollstem Herzen.“

Banken sorgen für Sicherheit
Der Vorstandsvorsitzende der HYPO
NOE Gruppe, Peter Harold, erläuterte,
warumdieBankdieAktiongestartethat:
„Banken sorgen für die Sicherheit, und
zwar nicht nur für die Sicherheit des
Geldes, sondern auch für die Sicherheit
unserer Zukunft, also der Kinder.“

Die Siegergemeinden
Die „Vorsicht Kinder“-Schilder sind als
Mädchen, „Alexandra“, und als Bub,
„Fabian“ erhältlich.Absofortwerden sie
nun auch in folgenden Gemeinden für
mehr Aufmerksamkeit im Straßenver-
kehr sorgen:Niederhollabrunn,Seefeld-

Kadolz, Ulrichskirchen, Traunfeld,
Altlichtenwarth, Unterstinkenbrunn,
Bad Pirawarth, Hohenruppersdorf,
Gösting, Jedenspeigen, Göttlesbrunn,
Rohrau,Furth/Triesting,MarktPiesting-
Dreistetten, Hochwolkersdorf, Hollen-
thon, Neulengbach,Michelbach,Wölb-
ling,Rohrbach,Stetteldorf amWagram,
Schönberg am Kamp, Horn, Weißen-
kirchen/Wachau,Emmersdorf,Martins-
berg,Maissau,Waidhofen/Thaya,Wald-
kirchen an der Thaya und Hirschbach.

Landeshaupt-
mann-Stv.
Wolfgang
Sobotka, der
Vorstandsvor-
sitzende der
HYPO NOE
Gruppe, Peter
Harold, und
Kommunalverlag-
Chef Michael
Zimper übergaben
die Schilder an die
Siegergemeinden

Information

Die „Achtung Kinder“-Schilder sind
auch auf www.kommunalbedarf.at
erhältlich.

k o m m u n a l i n f o
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Der neue Steuermann
im Gemeindebund
Walter Leiss ist seit Anfang Juli Generalsekretär des Gemeindebundes

von Mag. Helmut Reindl

Wir wissen, dass die Ge-
meinde jene Gebietskörper-
schaft ist, in der sich die

Bevölkerung am besten aufgehoben
fühlt“, zitiert Walter Leiss entspre-
chende Umfragen. „Wenn Menschen
Schwierigkeiten haben, wenden sie
sich oft an die Gemeinde, vor allem an
ihren Bürgermeister. Wenn man also
die Gemeinden stärkt, dann hilft man
den Leuten bei der Lösung ihrer
unmittelbaren Probleme.“ Mit diesen
Worten umreißt der neue General-
sekretär die Aufgaben des Österrei-
chischen Gemeindebundes.
Geboren wurde der neue General-
sekretär am 12. Dezember 1957 im
niederösterreichischen Mistelbach.
Schon bald zog die Familie aber nach
OrthanderDonau,woLeiss seineKind-
heit verbrachte. Der Vater war Arzt,
aber weder Walter Leiss noch sein
älterer Bruder Helmut fühlten sich
berufen in seine Fußstapfen zu treten.
Beide studierten Jus und traten in den
niederösterreichischen Landesdienst
ein,woHelmutLeiss zuletzt alsBezirks-
hauptmann in Baden tätig war.

Zehn Jahre im
Gemeindereferat
Nach dem Gerichtsjahr begann der
Jüngere seineKarriere in einer Bezirks-
verwaltungsbehörde inSt. Pölten,wech-
selte aber schon bald in den damaligen
Sitz derniederösterreichischenLandes-
regierung in der Wiener Herrengasse.
Dort arbeitet er gut zehn Jahre im
Gemeindereferat,woer alleFacettender
Kommunalpolitik intensiv kennen
lernte.
1993 wechselte er in den Landtagsklub
der ÖVP. Dort war er zunächst Klubse-

kretär und ab dem Jahr 2000 Klubdi-
rektor. Lesern der NÖ GEMEINDE ist
Leiss auch als Autor zahlreicher juris-
tischer Fachbeiträge bekannt.
Durch die Arbeit im Gemeindereferat
kamLeiss inKontakt zudenGemeinde-
vertreterverbänden inNiederösterreich
und natürlich auch mit dem Österrei-
chischen Gemeindebund, den er als
effiziente und professionelle Organi-
sationkennen lernte.Als bestesBeispiel
nennt er die alle vier Jahre stattfin-
denden Verhandlungen zum Finanz-
ausgleich, wo der Gemeindebund
gemeinsam mit dem Städtebund die
Interessen der Kommunen vertritt.
„Mir ist aufgefallen, dass der Gemein-
debund imLaufder Jahre immer stärker

in der Öffentlichkeit wahrgenommen
wird“, stellt Leiss fest. Diesen Weg will
er auch in Zukunft fortsetzen.

Gute Zusammenarbeit mit
den Landesverbänden
EinAnliegen ist demNiederösterreicher
auch eine starke Vernetzung mit den
Landesverbänden. „Eine gute Zusam-
menarbeit mit den Landesorganisa-
tionen stärkt den Gemeindebund in
seinerGesamtheit“, ist Leiss überzeugt.
Die Stärke der Gemeinden liegt seiner
Ansicht nach in ihrer Unmittelbarkeit.
„Jeder kennt seinenBürgermeister und
die Gemeindefunktionäre. Sie sind
Ansprechpersonen, wenn es Schwie-
rigkeitengibt.Undeswirderwartet,dass

Walter Leiss: „„Eine gute Zusammenarbeit mit den Landesorganisationen stärkt
den Gemeindebund in seiner Gesamtheit.“
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Am Landesklinikum St. Pölten
sind die Bauarbeiten für die
neue Blutbank in nicht ganz

einem Jahr nach dem Spatenstich
erfolgreich abgeschlossen worden.
Auf vier Ebenen mit ca. 2.500m2

Geschoßfläche steht nun in St. Pölten
eines der modernsten Transfusions-
medizinischen Zentren Österreichs
zur Verfügung. In den Neubau der
Blutbank als einer der ersten Neubau-
maßnahmen investiert das Land NÖ
14,3 Millionen Euro.
„Die erstklassigemedizinischeundpfle-
gerische Versorgung der Patientinnen
und Patienten hat in den NÖ Landes-
kliniken oberste Priorität. Mit dem
Neubau der Blutbank wurde der erste
Meilenstein für den Gesamtausbau
gesetzt, indendasLandNiederösterreich
insgesamt rund 510 Millionen Euro

investiert, um das Landesklinikum zu
einemmodernenGesundheitszentrum
derZukunft auszubauen“,betonte Lan-
deshauptmann-StellvertreterWolfgang
Sobotka.
In der neuen Blutbank erlauben
modernste Kühlräume eine sichere
Lagerungder jährlich rund15.000Blut-
konserven entsprechendneuester tech-
nischerStandards.DergroßzügigeSpen-
debereich im Erdgeschoß beinhaltet
vier Blutspendeplätze, zwei Plätze zur
ThrombozytenspendesowieeinenRuhe-
raum zur Nachbetreuung der Spende-
rinnen und Spender. Für Spender der
Blutbank St. Pölten kann eine Blut-
spende unter optimalen Bedingungen
garantiert werden. Im ersten Oberge-
schoß der Blutbank stehen Labors, in
denendieneuestenmedizintechnischen
Geräte zum Einsatz kommen.

Neue Blutbank eröffnet
Modernes Transfusionsmedizinisches Zentrum in St. Pölten

In der neuen Blutbank erlauben
modernste Kühlräume eine sichere
Lagerung der jährlich rund 15.000
Blutkonserven entsprechend neuester
technischer Standards

sie Lösungen für Probleme bieten.“
Aufgabe des Gemeindebundes sei es
nicht zuletzt, die Bürgermeister und
Gemeinderäte bei dieser Aufgabe best-
möglich zu unterstützen.
Ein wichtiges Anliegen ist dem neuen
Generalsekretär, dass die Gemeinden
als Garanten für den Bestand der kultu-
rellen Vielfalt des Landes gesehen
werden. „Dasbetrifft nichtnurdieHoch-
kultur, sondernauchdiegesamtenStruk-
turen im ländlichen Raum.“
Natürlich ist sich auch Leiss bewusst,
dass es da und dort die Notwendigkeit
gibt, Kooperationen herbeizuführen
und Maßnahmen zur Steigerung der
Effizienz zu setzen, „aber die Struktur
der Gemeinden sollte nicht angetastet
werden.“
Um die kulturelle Identität zu erhalten,
müssen die Gemeinden die nötigen
Rahmenbedingungen schaffenkönnen.
„Ich kenne Fälle,wo eine Gemeinde für
NachbargemeindendieSchneeräumung
übernehmen wollte und dadurch in
Konflikt mit der Gewerbeordnung

gekommen ist, weil sie damit quasi
unternehmerisch tätig geworden ist.
Für solche und andere Fälle muss man
Lösungen und die geeignetenRahmen-
bedingungen finden.“

Unterstützung für den
Präsidenten
Als wichtigste Aufgabe des Generalse-
kretärs sieht Leiss es, den Präsidenten
des Gemeindebundes bestmöglich zu
unterstützen und Grundlagen für
Verhandlungenzuerarbeiten. „DerPräsi-
denthat zunächst die schwierige Innen-
aufgabe, einen Interessensausgleich
zwischen den Gemeinden herbeizu-
führen. Aus Niederösterreich weiß ich,
dass die Gemeinden sehr unterschied-
lich sind.Bundesweit betrachtet sinddie

Strukturen und Probleme noch viel
differenzierter. Die Gemeinden rund
um Wien stehen vor komplett anderen
Herausforderungen als etwa Orte in
denBergenVorarlbergs“,weißLeiss um
die Aufgaben, die der Gemeindebund-
Präsident nach innen erfüllen muss.
„Nach außen muss der Präsident die
großen Themen vertreten, die alle
Gemeindenbetreffen,egal ob großoder
klein oder ob imWesten oderOsten, im
Norden oder im Süden. Das betrifft
vieleBereiche,etwaSoziales,dieBildung
oder die Gesundheit, um nur einige zu
nennen.“
Als Hobbies nennt Leiss Sport und
Musik. „Mangels Zeit konzentrieren
sichmeine sportlichenAktivitäten jetzt
nur mehr auf das Golfspielen“, klagt er.
Bei der Musik reicht das Interessens-
spektrum von der Klassik bis zum Jazz.
Aber auch beim Reisen kann sich der
neue „General“ entspannen. Da er aber
Anfang Juli sein neues Amt angetreten
hat,wird sichheuer höchstens noch ein
Kurzurlaub im August ausgehen.

„Um die kulturelle Identität
zu erhalten, müssen die
Gemeinden die nötigen
Rahmenbedingungen
schaffen können.“
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Die Gemeinden haben
davon profitiert
Niederösterreichs Hauptstadt ist 25 Jahre alt

Der 10. Juli 1986 war zweifellos
einer der markantesten Tage in
Niederösterreichs jüngerer Ge-

schichte: Der NÖ Landtag fasste den
einstimmigen Beschluss, Sankt Pölten
zur Landeshauptstadt zu erheben.
Dieser Änderung der Landesver-
fassung war eine mehr als zweijährige
vom damaligen Landeshauptmann
Siegfried Ludwig losgetretene Kampa-
gne vorausgegangen. Sie gipfelte
zunächst am 1. und 2. März 1986 in
der ersten NÖ Volksbefragung mit
mehrheitlicher Zustimmung für eine

Hauptstadt und endete nach intensi-
ven Parteienverhandlungen und der
Festlegung auf Sankt Pölten an eben
diesem 10. Juli.
Damit hatte eine 65-jährige haupt-
stadtlose Zeit für Niederösterreich ein
Ende gefunden.NachdemErstenWelt-
krieg wurde das „Erzherzogtum Öster-
reich unter der Enns“, das territorial
Wien und Niederösterreich umfasste,
getrennt und auf zwei neue Bundes-
länder aufgeteilt. Was bedeutete, dass
Niederösterreich seinebisherigeHaupt-
stadt,Wien,verlor,zunächst keineneue

Hauptstadt erhielt, die NÖ Zentral-
stellen jedochweiter inWienverblieben.
Trotz mehrer vergeblicher Anläufe
dauerte es bis in die 80er-Jahre, ehe die
Hauptstadtfrage imSinneeiner eigenen
Landesmetropole entschieden wurde.

Königsidee Regionalisierung
Der Hauptstadtbeschluss hatte auch
aus Sicht der Gemeinden besondere
Bedeutung:EinePaketlösungsahgleich-
zeitig die Stärkung der Regionen und
Gemeinden vor, die sogenannte Regio-
nalisierung, die imübrigen vielfach als

Eitel Wonne nach dem Landtagsbeschluß vom 10. Juli 1986: Regierung und Landtag freuen sich auf dem Balkon des alten
NÖ Landhauses in der Wiener Herrengasse.

k o m m u n a l i n f o
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Am 9. September 2011 findet im
Landhaus in St. Pölten zum
zweiten Mal der Umwelt-

Gemeinde-Tag der Umweltberatung
statt. Themen der Veranstaltung für
Gemeindevertreter sind heuer der
Umgang mit Energie- und Ressour-
cenverknappung und die Gestaltungs-
möglichkeiten für eine zukunftsfähige
Gemeindeentwicklung. Im Mittelpunkt
stehen rasch umsetzbare Handlungs-
möglichkeiten im Einflussbereich der
Gemeinden ebenso wie strategische
Weichenstellungen.
Gemeinden, die schon heute beginnen
Infrastruktur,RaumplanungundEner-
gieverbrauch auf ökologischund sozial
nachhaltige Strukturen anzupassen,
werden inZukunft profitieren:DerEin-
satz erneuerbarer Energieträger redu-
ziertnichtnurAbhängigkeiten,sondern

schafft auch wirtschaftliche Impulse
durch neue Arbeitsplätze und regio-
nale Wertschöpfung.
Die Energieziele des Landes Nieder-
österreich stehen daher bei der Veran-
staltungebensoaufdemProgramm,wie
Möglichkeiten zur Finanzierung der
Energiewende. Ein weiteres wichtiges
Thema ist die Raumplanung in Ge-
meinden, die sich an einer dezentralen
Energieversorgung und der Reduktion
des Individualverkehrs orientieren
sollte. Steigende Treibstoffpreise und
klimatischeVeränderungen sind zwin-
gende Gründe, um kompakte Siedlun-
genstrukturen zu errichten, die sich
gut indieumgebendeNatur integrieren.
DerUmwelt-Gemeinde-Tag richtet sich
anGemeindemandatare,Bürgermeister,
Umweltgemeinderäte sowie Verwal-
tungsbedienstete.

Anmeldung

Tel.: 02742 22 14 44 oder E-Mail
gemeindeservice@umweltberatung.at
www.umweltgemeinde.at

Vom Umgang mit Energieverknappung
Umwelt-Gemeinde-Tag am 9. September in St. Pölten

Königsidee gewertet wurde, weil sie
auch manche Hauptstadtgegner über-
zeugte. Konkret wurde dafür die jähr-
liche zusätzlicheBereitstellungvon500
Millionen Schilling auf 20 Jahre festge-
legt. Davon sollten 150Millionendirekt
an die Gemeinden und 350 Millionen
in die Regionen – und damit indirekt
wieder an dieGemeinden – fließen. Die
Hauptstadtgründung hat damit sicher-
gestellt, dassdasLandalsGanzes seither
eine enorme Aufwärtsentwicklung ge-
nommen hat.

Zweifler umgestimmt
„Dieser besondere Aspekt der Haupt-
stadtgründung, die gleichzeitige Stär-
kung der Regionen und Gemeinden,
war für zweifelnde Gemeindevertreter
eine zusätzliche Motivation, für eine
eigene Hauptstadt zu stimmen“, ver-
weist GVV-Präsident Alfred Riedl rück-
blickend auf die nicht immer einfache
Meinungsbildung. Und Riedl weiter:
„Entscheidendwar und ist, dass dieWert-
schöpfung jetzt weitgehend im Land

bleibt und von der neuen Infrastruktur
auch unsere Gemeinden profitieren.“

Hilfe zur Selbsthilfe
Die Bilanz der Regionalisierung ist
beachtlich: Inklusive der verstärkten
Gemeindeförderung wurden in diesen
20 Jahren andie 1200Projektemit einer
Investitionssumme von 24 Milliarden
Schilling (ca. 1,7MilliardenEuro),davon
750 Millionen Euro aus dem Regions-
und Gemeindetopf, umgesetzt. Dies
nach demMotto „Hilfe zur Selbsthilfe“,
will heißen, erst die Regionalisierungs-
mittel als Teil der Gesamtinvestition
waren Hebel zur Verwirklichung ein-
zelnerProjekte.Dabeihandelt es sichum
wirtschaftliche, kulturelle, soziale und
touristische Vorhaben, die ohne Regio-
nalisierung wohl nicht verwirklicht
worden wären.

Der GVV in St. Pölten
Nicht zuletzt war der Hauptstadtbe-
schluss auch für den GVV der Volks-
partei NÖ von weittragender Bedeu-

tung: Das GVV-Büro übersiedelte im
März 2000 – nach 53 Jahren in Wien –
nach Sankt Pölten in das neue Haus 2.1
der Volkspartei, nachdem Christian
Schneider schon seit 1996 die Außen-
stelle desGVV inder Landeshauptstadt
geleitet hatte.

Heute, ein Vierteljahrhundert danach,
ist die Hauptstadt diskussionslose
Realität, eineSelbstverständlichkeit,die
dem Land und den Gemeinden nach-
haltigeVorteilegebrachthat.Die „Kampf-
jahre“1984bis1986sindGeschichte.Das
Zustandekommen der Landeshaupt-
stadt war, auch das ist zu sagen, ein
vorbildlicher Prozess einer demokrati-
schen Meinungsbildung. Das Haupt-
stadtjubiläum wird zu Recht als Rück-
schau auf ein erfolgreiches Stück
„blau-gelber“Zeitgeschichte begangen.

Die Bilanz der
Regionalisierung ist

beachtlich.

k o m m u n a l i n f o
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Es geht um mehr
Geschlechter-Gerechtigkeit
Besserer Mitteleinsatz durch „Gender Budgeting“

von Prof. Dr. Franz Oswald

Um eine verbesserte Geschlech-
ter-Gerechtigkeit, mehr Trans-
parenz im Mitteleinsatz der

Gemeinden und damit um mehr Bud-
geteffizienz ging es beim Projekt
„Gender Fokus – Chancengleichheit in
regionalen und kommunalen Budgets“,
dessen Abschlussveranstaltung kürz-
lich in Sankt Pölten stattfand. Dieses
europäische Pilotprojekt wurde von der
NÖ Landesakademie in Partnerschaft
mit der Kommunalakademie NÖ, dem
Land und ecoplus unter Teilnahme von
fünf niederösterreichischen und zehn
tschechischen Pilotgemeinden sowie
zwei ausländischen Kreisämtern durch-

geführt. In Niederösterreich nahmen
die Gemeinden Bad Traunstein, Horn,
Krems, Poysdorf und Spillern teil.

Es geht nicht um Gerechtig-
keit, sondern um Effizienz
LandesrätinBarbaraSchwarz erläuterte
Sinn und Zweck dieses Projekts: „Gen-
der Budgeting stellt für Gemeinden –
gerade in Zeiten knapper Ressourcen –
ein wertvolles Instrument dar, um
Budgetausgabenzuanalysieren.Es geht
dabei nicht nur um Geschlechterge-
rechtigkeit, sondern auchumEffizienz
des Gemeindehaushaltes – sprich: um
Spareffekte. Das heißt, bei genauer
Kenntnis der geschlechterspezifischen
AuswirkungenderGemeindeausgaben,

also der Ausgaben für Männer und
Frauen,sind echteSpareffektemöglich.
Das ist Sinn des Gender Budgeting.“
DasErgebnis dieses Pilotprojektes liegt
nun in einem Leitfaden vor, der einen
sechsstufigen Prozess beschreibt, in
demGenderBudgetingeingeführtwird.
Kommunalakademie-Direktor Harald
Bachhofer zeigt sich befriedigt über
den Verlauf dieses Pilotprojektes, bei
dem sich einmal mehr die Zusammen-
arbeit der Kommunalakademie mit
einem Kooperationspartner vom Rang
der Landesakademie bewährt hat. Die
Erkenntnisse dieses Projekts kommen
den Gemeinden, speziell einer effi-
zienten und damit sparsamen Budget-
gestaltung zugute.

Landesrätin Barbara Schwarz (5.v. l.) im Kreise der Vertreterinnen und Vertretern der Pilotgemeinden zu Gender Budgeting

b i l d u n g
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Nach 13 Modulen und intensiver
Vorbereitungszeit für die Pro-
jektarbeit und Präsentation,

hat sich der Einsatz für die 19 Kom-
munalmanager gelohnt. 22 Teilneh-
merinnen und Teilnehmer waren
gestartet, 19 schafften es bis zum Ziel.
Aus den Händen von GVV- Präsident
Alfred Riedl, LAbg. Ing Johann Hof-
bauer und VP-Landesgeschäftsführer
Gerhard Karner erhielten die Absol-
venten die lang ersehnten Diplome.
Alfred Riedl: „Bildung und Wissen
sind jene Faktoren, die letztlich unsere
bestens und modern geführten Ge-
meinden in Niederösterreich wider-
spiegeln. Daher ist Aus- und Weiter-
bildung das Um und Auf für die tägli-
che Arbeit in den Gemeinden.“
Die neuen Kommunalmanager haben
nundieMöglichkeit,daserlernteWissen

in die Praxis umzusetzen, da sie alle in
unterschiedlichenFunktionen in ihren
Heimatgemeinden aktiv sind.
Besonders erfreulich für die Akademie
2.1 war auch die Teilnahme von vier
Bürgermeistern, da deren Erfahrung
aus der politischenPraxis einen zusätz-
lichen Mehrwert für die Gruppe
darstellte. Die Gruppe hatte auch eine
gute Mischung, da die Teilnehmer aus
elf Bezirkenund18Gemeindenkamen.
„Bildung bedeutet das Zusammenspiel
vonWissen, InformationundKommu-
nikation, genau das sind die entschei-
dendenFaktoren fürunserezukünftigen
Erfolge und die Basis für die ständig
wachsendenHerausforderungen inder
Kommunalpolitik. Die finalen Präsen-
tationen der Teilnehmer bildeten
zugleich den Abschluss. Die praxisori-
entierte Ausbildung verschafft den

Absolventen einen hervorragenden
Vorsprung in der Gemeindepolitik“, so
Akademie 2.1- Geschäftsführer Karl
Nehammer.
Der achteLehrgang istbereits imLaufen
und wird im Dezember 2011
abschließen.

Der Einsatz hat
sich gelohnt …
Feierliche Diplomverleihung an 19 neue Kommunalmanager

Besonders
erfreulich war
die Teilnahme
von vier
Bürger-
meistern, da
deren
Erfahrung aus
der politischen
Praxis einen
zusätzlichen
Mehrwert für
die Gruppe
darstellte

Informationen

Für das Jahr 2012 wird schon der
neunte Kommunalmanagerlehrgang
geplant.Akademie2.1-Geschäftsführer
Karl Nehammer freut sich auf Inter-
essenten unter E-Mail
karl.nehammer@akademie21.at
oder Tel.: 02742/9020-167.
Die Akademie 2.1 ist auch auf face-
book.com und freut sich auf Ihren
Besuch!
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von Prof. Dr. Franz Oswald

Aufs Gestalten kommt's an, ver-
walten allein ist mir zuwenig.
So motiviere ich auch neue

Kräfte für die Kommunalpolitik“,
umschreibt der neue GVV-Bezirksob-
mann von Gänserndorf und Bürger-
meister von Bad Pirawarth, Kurt Jant-
schitsch, sein politisches Credo. Der
drahtige braungebrannte 53-Jährige
ist seit sieben Jahren Bürgermeister
des Kurortes und hat mit seiner Dyna-
mik zum Top-Zustand der Marktge-
meinde wesentlich beigetragen. Das
großzügig gestaltete Gemeindehaus
am Prof. Knesl-Platz, benannt nach
dem bekannten heimischen Bild-
hauer, zeugt davon, dass sich der Kur-
ort in einer nicht ungünstigen finan-
ziellen Situation befindet und sogar
ausgeglichen bilanziert.

Kur- und Wirtschaftszentrum
Bad Pirawarth ist eine traditionsreiche

Kurgemeinde. Nach einem vorüberge-
henden Dornröschenschlaf nach
Auffinden neuer Heilquellen wieder
zum Leben erwacht, verfügt der Ort
heute über ein Kurzentrum mit 300
Betten und ebenso vielen Bediensteten
unddamit gleichzeitig über ein beacht-
lichesWirtschaftszentrum.Auch sonst
ist hier an Infrastruktur, Verschöne-
rungundLebensqualität indenvergan-
genen Jahren viel passiert.

Engagiert und amikal
Geboren als Lehrersohn am 15. August
1957, absolvierte Jantschitsch Matura
und PÄDAK, wurde Hauptschullehrer
(Mathematik,Turnen), ist seit 32 Jahren
anderHauptschuleGaweinstal tätigund
jetzt derenDirektor.AlsQuereinsteiger
kam er auf Wunsch des damaligen
Bürgermeisters indieKommunalpolitik,
engagierte sich zunächst vor allem im
Verschönerungsverein und wurde im
Februar 2004 Bürgermeister. DerWille
zum Gestalten, zum Dienst an der
Gemeinschaft und nicht zuletzt ein
amikaler Führungsstil zeichnen den
Pädagogen und Vater zweier erwach-
sener Kinder aus. Die regionalen und
lokalenChancenverstärkt zunutzen, ist
ein weiteres Prinzip des neuen GVV-
Bezirksobmanns.Der klassische „Brün-
nerstraßler“, dernachLage anderBrün-
nerstraßeB7benannteGrüneVeltliner
mit seiner unverkennbarenSäure,wird
jetzt als spezielles Gütezeichen der
Region verstärkt vermarktet. Ebenso
bieten – insbesondere im Hinblick auf
die Lage im Einzugsgebiet der Millio-
nenstadt Wien – die Heurigen, die
GasthöfeunddiebäuerlichenDirektver-
markter Qualität zu nahezu konkur-
renzlosen Preisen. Das Weinviertel,
fälschlich oft als verschlafen und ge-
sichtslos gesehen, lebt in vielfacher

Hinsicht, nicht zuletzt dank seiner ge-
staltungsfreudigenKommunalpolitiker.

Mit dem Info-Netz des GVV
Kurt Jantschitsch hat die Funktion des
Gänserndorfer GVV-Bezirksobmanns
von Herbert Nowohradsky übernom-
men und trifft seine Bürgermeister-
und Ortsparteiobmannskollegen regel-
mäßig zu Bürgermeister-Stammtischen.
Hauptanliegen ist derzeit die Verbes-
serung der Verkehrsinfrastruktur,
insbesonders die Notwendigkeit des
Ausbaus der B 8 sowie der Schnell-
bahn-Intervalle. Jantschitsch, der auch
rasch die Vorzüge des Informations-
und Hilfsnetzes des GVV schätzen ge-
lernt hat, sorgt für die notwendige Mei-
nungsbildung im Bezirk und dafür, die
Probleme an die richtigen Stellen her-
anzutragen. „Mit dem Pflegefonds
wurde den Gemeinden der ärgste fi-
nanzielle Druck auf diesem Gebiet ge-
nommen“, zeigt sich der neue Bezirks-
obmann erleichtert, dass jetzt in dieser
Richtung eine Verbesserung für die Ge-
meinden eingetreten ist. Und er er-
weist sich als Verfechter der Gemein-
destruktur, wie sie jetzt ist. Dies aus
Erfahrung und Überzeugung. „Mit in-
terkommunaler Zusammenarbeit, mit
Kooperationen auf vielen Gebieten ha-
ben wir Gemeindefusionen dort vor-
weggenommen, wo sie noch sinnvoll
wären“, ist Jantschitsch ein überzeugter
Verfechter des jetzigen kommunalen
Status.
Kraft holt sich Kurt Jantschitsch in der
Familie, in derMusik (als Baßgitarrist),
beim Tennis, bei körperlicher Arbeit.
Nicht zuletzt lebt man ja in einem
Kurort, Gesundheitsbewusstsein ist
angesagt.Unddamit ist einewesentliche
Kraftquelle auch für die Kommunal-
politik gesichert.

Bürgermeister Kurt Jantschitsch mit
seiner Tochter Julia

Der Quereinsteiger wurde
Kurort-Bürgermeister
Kurt Jantschitsch, neuer GVV-Bezirksobmann von Gänserndorf

p e r s o n a l i a
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Anlässlich der Auftaktveranstaltung
beim 61. Österreichischen Städtetag in
St. PöltenkonntenGeneraldirektorPeter
Harold, Nikolai de Arnoldi und Wolf-
gangViehauserprominenteEhrengäste
persönlich am HYPO-Messestand be-
grüßen.
„DasVeranstaltungsmotto ‚StarkeStädte,
starkeRegionen–klareAufgaben, faire

Finanzen‘ spiegelt sich imAngebot der
HYPO NOE Gruppe wider, sodass wir
uns am Städtetag perfekt zu Finanzie-
rungsfragen, zuLösungenundReform-
vorhaben der Städte und Gemeinden
sowie auch zu kurz- oder langfristigen
Zukunftsvorhaben perfekt einbringen
konnten“,soderLeiterPublicFinanceder
HYPONOEGruppe,WolfgangViehauser.

DER HYPO NOE-Bier-
empfang am Städtetag

„Erobern – Entdecken – Erleben im
Römerland Carnuntum“ lautet das
Motto der Niederösterreichischen
Landesausstellung 2011. InKoopera-
tion mit der Schallaburg Kulturbe-
triebsGesmbH. verlost der GVV der
VP NÖ wie schon im Vorjahr wieder
eineGruppenkarte für20Personen im
Wert von 160 Euro für einen Besuch
in die NÖ Landesaustellung 2011.

Wenn Sie gewinnen wollen beant-
worten Sie folgenden Frage und
schicken die richtige Antwort per
E-Mail an sotiria.taucher@vp-gvv.at.

Wie heißen die drei Gemeinden, in
denen die NÖ Landesausstellung
2011 „Erobern -Entdecken–Erleben
im Römerland Carnuntum“ statt-
findet?

Gewinnspiel für Gemeinden

Mit dem GVV in die
Landesausstellung

EU-Kommissar Johannes Hahn, Landeshauptmann Erwin Pröll, HYPO NOE
Generaldirektor Peter Harold, der Wiener Bürgermeister und Präsident des
Städtebunds Michael Häupl und Innenministerin Johanna Mikl-Leitner

k o m m u n a l i n f o
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WIR FINANZIEREN AUTOS.
UND DIE STRASSEN, 
AUF DENEN SIE FAHREN.
Als Spezialist für Finanzierungen der öffentlichen Hand bietet 

die HYPO NOE GRUPPE maßgeschneiderte und individuelle 

Lösungen. Der ganzheitliche Ansatz für öffentliche Auftraggeber 

beginnt bei einer umfassenden Bedarfsanalyse mit kompetenter 

Beratung und reicht bis zur professionellen Abwicklung inklusive 

zuverlässiger Projektrealisation. 

Über effektive Finanzierungskonzepte aus einer Hand – für die 

öffentliche Hand – informiert Sie der Leiter Public Finance & Cor-

porates Austria, Wolfgang Viehauser, unter +43(0)5 90 910-1551, 

wolfgang.viehauser@hyponoe.at

www.hyponoe.at


